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Ort, Datum
Sehr geehrte Damen und Herren!

Der S1 Abschnitt „Schwechat – Süssenbrunn“ und die diesbezüglichen Anschlussprojekte wurden und werden in den offiziellen Statements als 

- erforderlich für die Aufnahme des zunehmenden Verkehrs

- wesentlich für die Entlastung der Wohngebiete

- Voraussetzung für eine wirtschaftliche Entwicklung der Region bezeichnet.

In den vorgesehenen sechs Wochen der Einsichtnahme war es v. a. berufstätigen Bürgern kaum möglich, die ganze Materie einzusehen und nachzuvollziehen.

Daher kann diese Stellungnahme nur die offensichtlichsten Ergebnisse und Behauptungen bewerten.

Die dem Trassenkorridor beigefügten Unterlagen zeigen allerdings klar, dass keines dieser oben genannten Ziele durch den Bau der S1 erfüllt wird.

Außerdem wird in den Unterlagen zum Vorprojekt eine Belastung für Mensch, Natur und Umwelt ausgewiesen, die als „unerheblich“ eingestuft wird.

Anhand der Ausarbeitungen zum Vorprojekt lassen sich zwei offensichtliche Kritikbereiche anführen:

- Die verwendeten Voraussetzungen, Annahmen und Folgerungen sind lückenhaft und nicht objektiv dargestellt.

- Die wesentlichen Ziele (s.o.) können nicht nachgewiesen werden. Lediglich die „unerhebliche“ Belastung wird konkret dargestellt.
Zur Darstellung der Folgewirkungen des Projektes:

1. Verkehrsanalyse

1.1. Referenzwerte

In dieser Verkehrsanalyse werden Referenzwerte verwendet (zB 48.000 KfZ/24h auf der Esslinger Hauptstraße), die rein physikalisch nicht möglich sind. Diese Taktik wird an mehreren Querschnitten angewendet und spiegelt eine falsche Belastung wider. Die so errechneten Verkehrsentlastungen an mehreren Querschnitten sind daher auch falsch.

1.2. Gesamte Verkehrsentlastung

Die Gesamtsicht der Verkehrsverminderung wird aufgrund von „ausgewählten Querschnitten“ dargestellt. Diese willkürliche Auswahl bezieht nur diejenigen Querschnitte mit ein, die über eine zweifelhafte Berechnung (s.o.) bewertet wurden. So wird eine gesamthafte Verkehrsentlastung vorgespiegelt, die allerdings bei Berücksichtigung des gesamten Verkehrsaufkommens keineswegs stattfindet.
1.3. Berechnungsmethode

Einen zusätzlichen Kritikpunkt liefert das eingesetzte Berechnungsprogramm MobyDyn. Dieses entspricht nicht dem Stand der Technik. Vielmehr existieren bereits Programme, die eine weitaus realitätsnähere Prognose erlauben. Es liegt die Vermutung nahe, dass diese Berechnungsmethode gewählt wurde, damit die erforderlichen Ergebnisse durch Veränderung der Eingangsparameter erzeugt werden können. Eine Dokumentation der Eingangsparameter liegt allerdings nicht auf. Es ist daher auch nicht möglich die Herkunft der Zahlen nachzuvollziehen.
1.4. Verkehrsbelastung

Die im Bericht Verkehr angegebenen Verkehrswerte, die als Basisaussage für die Errechnung der Umweltauswirkungen dienen, werden ausschließlich aus der Zusatzbelastung erhoben, die das gegenständliche Projekt hervorruft. Es werden keine Aussagen über die Gesamtverkehrsbelastung (Knoten, Zufahrten) gemacht. Daher müssen die Belastungen, die in den Fachbereichen ausgewiesen werden, als durch das Projekt hervorgerufene Zusatzbelastungen eingestuft werden.

2. Bewertung der Umweltauswirkungen
2.1. Generell

Da die Bewertung der Umweltauswirkungen auf Basis der Verkehrsberechnungen erfolgt, fließen alle Unschärfen dieser Berechnung auch in diese Bewertung mit ein.

Die wesentlichsten Kritikpunkte sind:

- Nichtbeachten der zusätzlichen Verkehrsströme

Die zusätzlichen Verkehrsströme (Knoten und Zufahrtsstraßen), die durch das Projekt notwendig werden, sind in den Auswertungen nicht berücksichtigt. Das führt zu verfälschten Basisdaten und damit zu einer nicht korrekten Beurteilung der Umweltauswirkungen. Es ist unbedingt erforderlich, die korrekten Auswertungen für die Entscheidungsfindung zu erstellen.

- Nichtbeachten der Lüftungstürme
Die Be- und Entlüftungstürme sind in den Berechnungen nicht berücksichtigt obwohl sie einen wesentlichen Beitrag zur Belastung darstellen. 
2.2. Luft

Die Zusatzbelastungen, die aus dem gegenständlichen Projekt für Mensch, Natur und Umwelt entstehen, werden grundsätzlich in Relation zu irgendwelchen Referenzwerten dargestellt, die die Zusatzbelastung als „geringfügig“ erscheinen lassen. Da sich Österreich international zur Reduktion der Umweltbelastung verpflichtet hat, ist jede Zusatzbelastung grundsätzlich abzulehnen. 
Die Schadstoffwerte, die als Projektauswirkung ausgewiesen werden (zB über 1,2 Tonnen CO pro Tag), lassen allerdings darauf schließen, dass eine Verbesserung der Umweltsituation kein Kriterium für dieses Projekt ist.
2.3. Lärm

Auch die Lärmbelastung wird durch die rechnerische Aufbereitung in den „geringfügigen“ Bereich verschoben. Die tatsächliche Belastung der derzeitigen Wohngebiete wird in den Lärmkarten nicht ausgewiesen und so einer Beurteilung entzogen. Allerdings lassen die Karten den Schluss zu, dass ein Dauerschallpegel von etwa 35 dB zu erwarten ist. Das ist ein Steigerung von 15 dB zu derzeit 20 dB oder eine Steigerung um das 1,5fache. Das kann nicht mehr als „geringfügig“ betrachtet werden.

Die Gebiete zwischen derzeitigem Wohngebiet und Autobahn weisen einen Dauerschallpegel von 35 - 55 dB auf, was für Ansiedlungen inakzeptabel ist. Eine weitere Besiedelungsmöglichkeit in Richtung Autobahn ist daher auszuschließen.
2.4. Wasser

Aus den Unterlagen ist zu ersehen, dass die Versorgung v.a. der Gemeinde Groß Enzersdorf mit Grundwasser nicht mehr gewährleistet werden kann. Die Wasserversorgung soll demnach durch geeignete Maßnahmen aufrechterhalten werden bzw. abgelöst werden. Die Auswirkungen des Projektes auf den Wasserhaushalt der Lobau und damit des gesamten Ökosystems ist nicht ausgeführt.
Dies ist ein Grundrechtsproblem und daher unbedingt vor einer Entscheidung detailliert zu prüfen.

2.5. Energie
Vor allem die Lüftungsanlagen verbrauchen enorm viel Energie. Allein der Regelbetrieb eines Lüftungsturmes benötigt knapp 4.700 MWh pro Jahr. Dieser Aufwand konnten in der Kostenrechnung nicht nachvollziehbar gefunden werden.

3. Durchführung der NKU

3.1. Belastung als Nutzen
Die Bewertung des Nutzens des Projektes wird in Form von Nutzenpunkten dargestellt. Allerdings werden in diesen Nutzenpunkten Belastungen als Nutzen ausgewiesen (zB wird eine Lärmbelastung von 30dB als „sehr hohe Zielerfüllung“ bezeichnet). 
3.2. Nichtbeachten der Ziele 

Die tatsächlichen Ziele (s.o.) werden nicht analysiert und bewertet. Eine Aussage über die Sinnhaftigkeit des Projektes ist mit diesen Angaben nicht seriös möglich.
3.3. Kostenbelastung
Die wirkliche Kostenbelastung wird nicht dargestellt (2 Euro/Fahrt, knapp 800 Euro Zusatzbelastung für einen Pendler pro Jahr). Auch über die Belastung der Allgemeinheit (Steuerzahler, Autofahrer) sind keine Angaben zu finden.
3.4. Kostenbewertung

Die Kosten gehen doppelt in die Bewertung ein: Einerseits als „Nutzenpunkte“ mit 20% Gewichtung und andererseits als Basis für die Errechnung der Kostenwirksamkeit. Das bedeutet, dass die ausgegebenen Gelder als Nutzen ihre eigenen Aufwendungen rechtfertigen.

3.5. Sensitivität

Die in den Unterlagen ausgewiesene Sensitivität erklärt nur die Unsicherheit in der Bewertung, nicht aber die Auswirkung von Änderungen in den Ausgangsparametern. Dadurch ist es nicht möglich festzustellen, welche Auswirkungen eine ev. Änderung der Ausgangsparameter (wirtschaftliche Entwicklung, Bevölkerung, Ölpreis, …) haben könnte. Diese Aussagen sind allerdings für die korrekte Bewertung eines derart langfristigen Projektes unbedingt erforderlich.
4. Resumee
Aus den obigen Erkenntnissen ist zu ersehen, dass eine Beurteilung der Sinnhaftigkeit der gegenständlichen Trasse und des gesamten Projektes nicht möglich ist. Ich fordere die Behörde daher auf, eine korrekte Darstellung der Zielerfüllung und der Begleiterscheinung einzufordern und die Entscheidung auf korrekte Informationen zu stützen.

Ich ersuche Sie, die oben genannten Aspekte in Ihrer Beurteilung zu berücksichtigen und im Sinne der Bürger dieses Landes eine fundierte Entscheidung zu treffen.
Mit freundlichen Grüßen
……………………………………………………………………………………..
Vorname/Familienname
……………………………………………………………………………………..
Adresse

……………………………………………………………………………………..

Datum, Unterschrift












